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Thema 
Rock-Dokus. Von Eric Clapton bis zu 
den Grateful Dead: Endlich wird 
Rockmusik in überzeugenden 
Dokumentarfilmen beleuchtet. Seite 2 

Schweiz 
Schwarze Listen. Wer seine Prämien 
nicht bezahlt, kommt bei manchen 
Kantonen auf eine schwarze Liste - ein 
umstrittenes Verfahren. Seite 4 

International 
Prozessauftakt. Jean-Claude Arnault, 
Ehemann eines ehemaligen Mitglieds 
der Literaturnobelpreisjury, steht wegen 
sexueller Übergriffe vor Gericht. Seite 7 

Wirtschaft 
Sicherheitslücke. Die Steuer-App 
Steuer59 hat persönliche Daten der 
Nutzer für Dritte leicht einsehbar im 
Internet gespeichert. Seite 10 

Kultur 
Zum Fürchten. Friedrich Schillers 
«Maria Stuart" wird im Förnbacher
Theater zum politisch-mörderischen 
Kammerspiel. Seite 13 

Basel 
100 Millionen. In Basel wird ein neues 
Forschungszentrum für die Gesundheit 
von Kindern aufgebaut. Seite 25 

Im Terminplan. Auf der Kunsteisbahn 
Sissach wird in 50 Tagen wieder 
Eishockey gespielt. Seite 27 

S1>ort 
Der Experte erklärt. Vor dem Start 
in die neue Eishockey-Saison erzählt 
Coach Kevin Schläpfer, wer seine 
Favoriten sind. Seite 40 

Meistverkauft. Der MX-5 von Mazda 
ist der meistverkaufte Roadster 
weltweit. Nun erhält er mehr Leistung 
und Assistenzsysteme. Seite 35 

Wetter 
Aussergewöhnlich. Es bleibt heute für 
Herbstwetter ausserordentlich schön 
und warm bei Temperaturen bis zu 
30 Grad. Seite 33 
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Umkämpfter 
Wäschereimarkt 
Die Bardusch AG will 
in Basel weiterwachsen 

Basel. Die Wäschereien in der Schweiz 
haben in den vergangenen Jahren eine 
starke Konsolidierung erlebt: Viele 
Unternehmen haben sich zusammen
geschlossen oder wurden über
nommen - und auch die Konkurrenz 
aus dem Ausland wächst, wie der Ver
band Textilpflege Schweiz sagt. Die 
Branche macht in der Schweiz gemäss 
Schätzungen einen Umsatz im hohen 
dreistelligen Millionenbereich. 

In Basel ist mit der Bardusch AG ein 
Unternehmen ansässig, das sich mit 
hohen Investitionen unter anderem 
gegen die Konkurrenz aus dem nahen 
Ausland behaupten will. Die indus
trielle Wäscherei ist schweizweit an 
sechs Standorten vertreten. In den kom
menden Jahren sollen allein in Basel bis 
zu sieben Millionen Franl,en investiert 
werden. pg Seite 9 

lternlobby macht erneut mobil 
Mit FDP und GLP will die Elternorganisation das Monopol der Staatsschule brechen 

Von Franziska Laur 

Basel. Pia Amacher, Präsidentin der 
Elternlobby Schweiz, gibt nicht auf. 
Nach den Abstimmungsniederlagen vor 
einigen Jahren in den Kantonen fordert 
ihre Organisation via kantonale Demo
kratie erneut freie Schulwahl für alle. 
Diesmal hat sie Unterstützung von Basler 
Parteien. FDP-Vizepräsidentin Nadine 
Gautschi argumentiert, dass in kaum 
einer anderen Industrienation Schüler 
und Eltern so wenig Freiheit in der Wahl 
der Volksschule haben wie in der 
Schweiz. Ihrer Meinung nach würde die 
freie Schulwahl die Bildungsvielfalt för
dern und das Bildungssystem stärken. 

Gegner argumentieren allerdings, 
dass der Wettbewerb zwischen Schulen 
sozial schädlich sei. So würden sich Ein
kommensschichten entmischen und die 
Bildungssegregation gefördert werden. 
Sie befürchten, dass bei freier Wahl die 
staatliche Volksschule und auch weiter
führende Bildungsinstitutionen durch 
falsch verstandenen Liberalismus desta
bilisiert würden. «Heute entscheidet 
der Geldbeutel darüber, welche Schule 
ein Kind besuchen darf oder muss», sagt 
Katja Christ, Präsidentin der Basler 
Grünliberalen. Auch die UNO verlange, 
dass Eltern die Art der Bildung für ihre 
Kinder wählen können. Diese seien ver
antwortlich für das Wohl ihres Kindes. 

Dazu bräuchten sie die Kompetenz, 
ohne bürokratische und finanzielle 
Hürden eine andere als die vom Staat 
zugewiesene Schule wählen zu können. 

Komplexe Wirklichkeit 
Die Idee der freien Schulwahl 

stammt vom neoliberalen amerikani
schen Wirtschaftstheoretiker Milton 
Friedman (1912-2006) und geht fol
gendermassen: Statt Schulen direkt zu 
finanzieren, folgt die Schülerpauschale 
dem Kind an die gewählte, allerdings 
staatlich bewilligte und beaufsichtigte, 
Schule. Das Resultat gemäss Friedman 
und den Befürwortern der freien Schul
wahl: Aus machtlosen Eltern und Schü-

Bubblegum-Liebe 

You're The One That I Want. Im Musical-Theater Basel läuft eine Neuproduktion von «Grease», dem zeitlosen Musical um 
die Liebe von zwei jungen Menschen, die sich trotz vieler Gegensätze und Widerstände doch noch finden. Die Basler 
Version überzeugt: mit gekonntem Gesang - vor allem Veronika Riedl als Sandy (Mitte)-, tollen Tänzern und Tänzerinnen 
und einem poppigen Bühnenbild, das die Bubblegum-Liebe von «Grease» gut widerspiegelt. vj Seite 13 

Kim schliesst 
Atomanlagen 
Überraschendes Angebot von 
Nordkorea - für Gegenleistung 

Pjöngjang. Auf dem Gipfel mit Süd
koreas Präsident Moon Jae-in in Pjöng
jang hat Nordkoreas Machthaber Kim 
Jong-un gestern unerwartete Abrüs
tungsangebote gemacht. Moon berich
tete, Kim könne sich vorstellen, seine 
grösste Atomanlage Yongbyon zu 
schliessen - wenn ihm die USA mit «ent
sprechenden Massnahmen» entgegen
kämen. Es blieb unklar, was Kim genau 
von den USA erwartet. Beobachter 
gehen davon aus, dass Nordkoreas Füh
rer vor allem eine Lockerung oder Auf
hebung der internationalen Sanktionen 
sowie Sicherheitsgarantien von den 
USA fordert. Bereits am Montag will 
Moon US-Präsident Donald Trump 
persönlich über den Gipfel unter
richten. Trump bewertete die Ergeb
nisse in einer ersten Reaktion als «sehr 
spannend». SDA Seite 7 

Radiostudio zieht um 
SRG verlegt Berner Infoabteilung nach Zürich 
Bern. Die SRG bleibt trotz Widerstand 
aus Politik und Wirtschaft hart: Der 
Grossteil der Radio-Informationsabtei
lung soll von Bern nach Zürich um
ziehen. Das hat der Verwaltungsrat der 
SRG entschieden, wie er gestern mit
teilte. Vom Umzug des Radiostudios 
Bern ins Fernsehstudio Leutschenbach 
in Zürich sind 170 Mitarbeitende von 
«Echo der Zeit», «Rendez-vous» und 
anderen Infosendungen betroffen. Die 
Verlegung der Arbeitsplätze solle vor
behältlich des gesetzlich vorgeschrie
benen Konsultationsverfahrens ab Ende 
2020 stattfinden, schreibt die SRG. Sie 
betont, dass sie in Bern mit 550 Mit
arbeitern präsent bleibe. 

Der Verwaltungsrat folgte mit dem 
Verlagerungsentscheid einem Antrag 
der SRF-Geschäftsleitung. Mit der 
Massnahme sollen jährlich fünf Millio
nen Franken gespart werden - ohne 
dass Arbeitsplätze abgebaut oder das 

Programm tangiert würde, betont die 
SRG. Sie will insgesamt 100 Millionen 
Franken sparen. 

Scharfe Kritik am Entscheid 
«Der Service public steht im Dienst 

der Gesellschaft», so SRG-General
direl<tor Gilles Marchand. «Er muss sich 
ständig neuen Rahmenbedingungen 
anpassen und gleichzeitig die Ent
wicklung der Medien antizipieren.» 
15 Jahre nach der Revolution im Video
bereich fänden die nächsten Um
wälzungen im Audiobereich statt. Es sei 
wichtig, die Präsenz der Sendungen 
und Programme auch in den neuen 
Medien sicherzustellen. 

Der Entscheid löste scharfe Kritil< 
aus. Die Zentralisierung stehe einem 
öffentlich finanzierten und national 
tätigen Medium «nicht gut an», schrieb 
etwa die Genossenschaft SRG Bern 
Freiburg Wallis. SDA Seite 4 

lern werden finanzkräftige Kunden, 
was Schulen dazu zwingt, um sie zu 
werben und ihre Anliegen ernst zu neh
men. Durch den so entstehenden Wett
bewerb werde auch das Produkt besser. 

Die Umsetzung dieser Idee in die 
komplexe Wirklichkeit der Schule ist 
allerdings alles andere als einfach. Doch 
die Elternlobby argumentiert, dass jetzt 
eine ganz andere Ausgangslage ist als 
vor den vergangenen Niederlagen. Die 
Staatsschulen seien von der Hetero
genität der Schüler überfordert und 
würden sich in der Hektil, von Refor
men und Notmassnahmen verlieren. 
Die Unterschriftensammlung beginnt in 
den kommenden Wochen. Seite 21 

Steuervorlage 
angenommen 
BastA! lehnt Kompromiss ab 
und kündigt Referendum an 

Basel. Nachdem Eva Herzog alle Par
teien in Basel an einen Tisch gesetzt und 
mit ihnen einen Kompromiss zur 
Steuervorlage 17 ausgehandelt hatte, 
kam der gestrige Entscheid des Grossen 
Rates nicht überraschend. Dieser 
stimmte dem Geschäft mit 77 gegen 
acht Stimmen deutlich zu. Die SP
Finanzdirektorin wurde von allen Sei
tenfür ihreArbeitgelobt-auch von den 
Bürgerlichen, was selten vorkommt. 

In der Debatte sprach sich einzig das 
Grüne Bündnis - und auch nicht 
geschlossen - gegen die Vorlage aus. 
Dessen linker Flügel, die BastA!, kriti
sierte vor allem die budgetierten 
Mindereinnahmen im Finanzplan, die 
mit Sicherheit zu einem Leistungsabbau 
führen würden. Herzog versuchte die 
Skeptiker zu überzeugen. Defizite gebe 
es nur während der Übergangsphase, 
bis das System greife. Ausserdem sei 
das Geschäft zentral für Basel-Stadt. 
Alles vergebens: BastA!-Co-Präsidentin 
und Grossrätin Ton ja Zürcher kündigte 
ein Referendum an. Ihre Partei habe 
dies an der Mitgliederversammlung 
vom Dienstag beschlossen. 

Die jetzige Vorlage stelle in keiner 
Weise eine Verbesserung zur Unter
nehmenssteuerreform III dar, die das 
Volk 2017 klar abgelehnt hat, sagte 
Tanja Zürcher: «Sie ist bloss alter Wein 
in neuen Schläuchen." Den Vorwurf 
einiger Bürgerlicher, angesichts der kla
ren Verhältnisse im Parlament «nur für 
die Galerie" debattiert zu haben, liess 
sich Zürcher nicht gefallen: «Wir sind es 
unseren Wählern schuldig, dass wir für 
unsere Anliegen und Überzeugungen 
kämpfen." ale Seite 23 

Eritreer sollen 
überprüft werden 
Der Ständerat sagt Ja zur 
Prüfung vorläufiger Aufnahmen 

Bern. Die eritreischen Asylanten be
schäftigen das Bundesparlament fast in 
jeder Session. Gestern befand der Stän
derat über zwei Vorstösse und eine Peti
tion einer Bürgervereinigung aus Genf. 
Dabei sprach sich die kleine Kammer 
dafür aus, dass der Bund die vorläufige 
Aufnahme von Eritreern dahingehend 
überprüft, ob die Voraussetzungen für 
diesen Status noch gegeben sind. Falls 
dies nicht so ist, müssen die Betroffenen 
die Schweiz verlassen. Oder eher müss
ten, denn wer nicht freiwillig ausreist, 
kann hier blieben, da die eritreische 
Regierung keine zwangsweisen Rück
führungen akzeptiert. Doch auch so 
werden die wenigsten gehen müssen: 
Der Bund hat in einem Pilotprojekt 
bereits 250 eritreische Dossiers geprüft 
und in nur neun Prozent der Fälle eine 
Wegweisung verfügt. aso Seite 6 
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Frage des Tages 
Sollen Eltern die Schule für ihre 
Kinder frei wählen können? 

Nach 22 Jahren nimmt Pia Amacher einen 
weiteren Anlauf, um die freie Schulwahl 
durchzusetzen. www.baz.ch 

chul ,ahlfür 

Das Ergebnis der Frage von gestern: 
Ist eine Steuerreform für den 
Kanton Baselland sinnvoll? 

31% Nein 
(216) 

lle 
Heute können nur Reiche die Schule für ihre Kinder wählen - FDP, GLP und Elternlobby wollen das ändern 

Von Franziska Laur 

Basel. Schon vor 22 Jahren hat Pia 
Amacher gekämpft: Strippen gezogen, 
diskutiert und referiert. Sich dafür ein
gesetzt, dass Kinder in der ganzen 
Schweiz nicht unter einem für sie 
unpassenden Schulsystem leiden müs
sen, den Schulbesuch verweigern oder 
psychische Blessuren davontragen, weil 
sie alles überfordert. 

Doch die freie Schulwahl für alle 
wurde abgelehnt. «Die Zeit war noch 
nicht reif», sagt Amacher. Gelassen sitzt 
die 64--Jährige in ihrer Wohnung am 
Rhein, das blonde Haar zu einem 
Pferdeschwanz zusammengebunden, 
die Bewegungen flink, die Worte !dar 
und verständlich. «Jetzt ist eine ganz 
andere Ausgangslage», sagt sie. Die 
Staatsschulen seien von der Hetero
genität der Schüler oft überfordert, 
würden sich in der Hektik von Refor
men und Notmassnahmen verlieren, 
und viele Eltern seien verzweifelt. 

Jetzt nimmt die Präsidentin der 
Elternlobby Schweiz nochmals einen 
Anlauf, um das Stimmvolk doch von der 
freien Schulwahl zu überzeugen. «Eine 
Studie der Uni Freiburg von Margrit 
Stamm hat gezeigt, dass in der Schweiz 
jedes Jahr rund 5000 Jugendliche die 
Schule abbrechen und jedes fünfte Kind 
eine Klasse wiederholt. Das kann man 
doch nicht so stehen lassen», sagt sie. 
Die Forderung der Elternlobby: ein 
neuer Punkt zu Artilcel 19 in der 
Bundesverfassung mit dem Inhalt: «Der 
Zugang zu allen anerkannten Bildungs
stätten ist für alle Kinder gewährleistet 
und unentgeltlich.» 

Schwierige Situation 
Das finden auch die Basler FDP und 

die Grünliberalen und kämpfen daher 
Seite an Seite mit Pia Amacher. «In 
kaum einer Industrienation haben 
Schüler und Eltern so wenig Freiheit in 
der Wahl der Volksschule wie in der 
Schweiz», sagt Nadine Gautschi, FDP
Vizepräsidentin. Mit einer freien Schul
wahl könne die Bildungsvielfalt 
gefördert werden. «Kinder könnten so 
nach Fähigkeiten und Begabungen 
gefördert werden», sagt sie. 
«Andauernde unverständliche Refor
men wären nicht länger nötig.» Für sie 
als Liberale sei die Idee von Bildungs
gutscheinen verlockend. Dies könne in 
einem ersten Schritt durchaus auch erst 
einmal bloss in staatlichen Schulen ein
gelöst werden. Wenn alle Eltern nur 
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«Unser Einheitsmodell passt nicht mehr.» Pia Amacher, Präsidentin der Elternlobby Schweiz. Foto N1co1e Pont 

schon das Schulhaus oder das Schul
system wählen könnten, wäre viel 
gewonnen. Dann würde wohl schnell 
!dar werden, dass es absolut zu keiner 
Benachteiligung käme, wie die Sozial
demokraten stets argumentieren. 

Heute haben Eltern eine unter
geordnete Stellung. Wenn das Kind 
gemobbt wird, die Beziehung zum Leh
rer gestört ist oder es einfach nicht in 
die Staatsschule passt, so können sie 
eine Versetzung innerhalb der Staats
schule nur mit Glück und Hartnäckig
keit erreichen. Und die Versetzung in 
eine Privatschule nur mit viel Geld. 

Denn der Vollcsschulleiter Dieter 
Baur sitzt am längeren Hebel: «Ich ent
scheide, wohin das Kind in die Schule 
geht», sagte er einmal zu Pia Amacher. 
Eltern können nur Wünsche anbringen. 
Die Kämpfer für die freie Schulwahl 
wollen das ändern. Dafür stürzt sich 
Amacher mit ihren Mitstreitern wieder 
in die Lobbyarbeit. So war sie kürzlich 
im Grossen Rat zu sehen. Und dass sie 

Sympathisanten in fast allen politischen 
Lagern findet, ist für sie ein neues Sig
nal. «Sensationell ist auch, dass die FDP 
Bildungswahl und Bildungsgutscheine 
in ihrem Positionspapier hat», sagt sie. 

Auch Mitglieder der SVP sind mit an 
Bord und ebenfalls die Grünliberalen: 
«Für mich ist das der einzig richtige 
Weg: die Privaten einbinden und somit 
auch durch den Wettbewerb die Quali
tät fördern. Und das für alle anstatt für 
wenige», sagt GLP-Parteichefin Katja 
Christ dezidiert. 

In anderen Ländern 
Pia Amacher hat viele Erfahrungen 

mit der freien Schulwahl in anderen 
Ländern gesammelt. Dänemark, Schwe
den, Finnland und die Niederlande 
praktizieren die freie Schulwahl. «In 
Holland wissen die Eltern oft gar nicht, 
ob die Schule ihrer Kinder privat oder 
staatlich ist. Sie suchen sich einfach für 
ihr Kind die geeignetste aus.» Die 
Schweiz liegt bezüglich Wettbewerb 

unter Schulen auf dem vorletzten Platz 
von 32 OECD-Ländern. In der Schweiz 
verkörpert die Volksschule eine wesent
liche Errungenschaft des modernen 
Bundesstaates. Erst die Bundes
verfassung von 1874 schrieb obligatori
schen, kostenlosen und vor allem 
konfessionsneutralen Unterricht in 
allen Kantonen vor. Dadurch sollte der 
kirchliche Einfluss zurückgedrängt wer
den. Und in den Köpfen der Schweizer 
sitzt heute die Vorstellung tief, dass die 
Grundbildung vom Staat zu erbringen 
sei. Vielleicht schwingt dabei auch die 
Furcht vor einem Boom an Religions
schulen mit. 

Mit einem Anteil von fünf Prozent 
ist die Bedeutung der Schweizer Privat
schulen denn auch klein, zumindest 
quantitativ. Allerdings zählen viele von 
ihnen zu sehr innovativen Schulen, wie 
die Avenirsuisse vor zwei Jahren fest
stellte. Und sie kommt zum Schluss, 
dass die freie Schulwahl die Qualität 
der Bildung erhöht. Die Gegner 

befürchten jedoch, dass die Kosten 
nach der Einführung der Wahlfreiheit 
explodieren könnten. Auch hätten 
bevorzugte Schulen möglicherweise 
nicht genügend Infrastruktur. Ausser
dem würde sich die Kluft zwischen Arm 
und Reich noch mehr vertiefen. 

Amacher glaubt jedoch, dass mit
hilfe der Wahlfreiheit auf viele sonder
pädagogische Massnahmen verzichtet 
werden könnte. «Unser Einheitsmodell 
passt heute nicht mehr.» Heute würden 
je nach Kanton 50 Prozent der Kin
der sonderpädagogische Massnahmen 
erhalten. «Die Staatsschule eignet sich 
nicht für jedes Kind. Zu viele Kinder 
benötigen sonderpädagogische Mass
nahmen und Medilcamente, um ruhig 
gestellt zu werden», sagt sie. Die Zah
len, wie viele das sind und wie viele 
Fördermassnahmen benötigen, wird 
nicht erfasst. 

Idee stammt von Milton Friedman 
Die Idee von Pia Amacher und ihrer 

Elternlobby !dingt einfach. Sie stammt 
vom neoliberalen amerikanischen Wirt
schaftstheoretiker Milton Friedman 
und geht folgendermassen: Statt Schu
len direkt zu finanzieren, folgt die 
Schülerpauschale dem Kind an die 
gewählte Schule. Diese Schulen jedoch 
müssen staatlich bewilligt und beauf
sichtigt sein. 

«So werden aus machtlosen Eltern 
und Schülern finanzkräftige Kunden. 
Das zwingt die Schulen, um sie zu wer
ben und ihre Anliegen ernst zu neh
men», sagtAmacher. 

Im Oktober 2019 sind Nationalrats
Wahlen und der Wahlkampf beginnt 
schon jetzt langsam. Die Elternlobby 
Schweiz wird die Kandidierenden 
bezüglich der freien Schulwahl prüfen. 
Das Ziel ist, parlamentarische Vorstösse 
oder Volksinitiativen für die freie 
Bildungswahl in die Wege zu leiten. 
«Wir können uns einfach nicht mehr 
leisten, diese nicht einzuführen. 
Schliesslich kostet uns die schlechte 
Schulbildung von rund 20 Prozent der 
Schulabgänger jährlich eine Milliarde 
Franken.» Jeder Fünfte könne nach 
Abschluss der Volksschule immer noch 
nicht verstehen, was er lese. «Deshalb 
braucht es verschiedene Bildungs
modelle für alle.» 

So wird man Pia Amacher und ihre 
Mitstreiter in den kommenden Wochen 
und Monaten wieder an Podien, an 
Info-Ständen und auf der Strasse beim 
Unterschriftensammeln sehen. 

rosses Interesse an kommunalem Initiativrecht im Baselbiet 
In Frenkendorf und Füllinsdorf soll bald die Unterschriftensammlung für ein neues direktdemokratisches Instrument beginnen 

Von Alex Reichmuth 

Frenkendorf/Füllinsdorf. Die beiden 
Gemeinden Frenkendorf und Füllins
dorf gehören möglicherweise zu den 
ersten Baselbieter Gemeinden ohne 
Einwohnerrat, die das kommunale 
Initiativrecht einführen. Die SP Fren
kendorf-Füllinsdorf bestätigt, dass man 
startklar für eine entsprechende Unter
schriftensammlung in den beiden 
Gemeinden sei. 

Die Initiative ist ein populäres politi
sches Instrument. Mehrmals jährlich 
erhalten die Stimmbürger die Gelegen
heit, über nationale und kantonale 
Volksinitiativen und damit über kon
krete Sachfragen an der Urne zu ent
scheiden. Auf Bundesebene genügen 
100 000 Unterschriften, damit eine 
Vollcsinitiative zustande kommt. Auf 
Ebene des Kantons Baselland sind 
1500 Unterschriften notwendig, damit 
abgestimmt wird. Auf kommunaler 
Ebene kennen im Baselbiet bisher nur 
die Gemeinden mit einem Einwohner
rat das Initiativrecht. In allen anderen 
Kommunen müssen Anträge für die 
Änderung kommunaler Bestimmungen 
an der Gemeindeversammlung ein
gebracht werden. 

Seit Anfang dieses Jahres haben 
allerdings auch die Gemeinden mit 

Gemeindeversammlung das Recht, das 
Initiativrecht einzuführen. So ist es im 
revidierten Gemeindegesetz des Kan
tons festgehalten. Das Initiativrecht 
besteht konkret darin, dass ein 
Begehren auf Erlass, Änderung oder 
Aufhebung von Bestimmungen in 
Gemeindeordnung oder Gemeinde
reglement zu einer Vollcsabstimmung 
führt, sofern genügend Unterschriften 
zusammengelcommen sind. Um dieses 
Initiativrecht einzuführen, ist laut 
Gesetz eine «Initiative zur Einführung 
des Initiativrechts» nötig, über die zwin
gend an der Urne abgestimmt werden 
muss. 

Arlesheim sammelt schon 
«In Frenkendorf sind wir dran und 

schon relativ weit», sagt Ronja Jansen 
von der SP Frenkendorf-Füllinsdorf. 
Der Initiativtext werde voraussichtlich 
in den nächsten ein bis zwei Wochen bei 
der Gemeindeverwaltung eingereicht. 
«Es geht uns darum, die Demokratie zu 
stärken und zu erreichen, dass die Ein
wohnerinnen und Einwohner vermehrt 
in politische Vorgänge einbezogen wer
den», so Jansen. 

Auch in Füllinsdorf laufen parallel 
die gleichen Abldärungen, wie Julia 
Baumgartner, ebenfalls von der SP 
Frenkendorf-Füllinsdorf, bestätigt. 

«Wir haben bereits die Personen 
rekrutiert, die dem Initiativkomitee 
angehören sollen, und werden den Text 
in den nächsten Tagen einreichen.» Das 
Initiativrecht sei ein «spannendes Inst
rument», mit dem der politische Dialog 
im Dorf gefördert werden könne, so 
Baumgartner. In Frenkendorf sind laut 
der SP Frenkendorf-Füllinsdorf etwa 
350 Unterschriften nötig für eine Volks
abstimmung über das Initiativerecht, in 
Füllinsdorf etwa 280. 

Noch schneller als Frenkendorf und 
Füllinsdorfkönnte allerdings Arlesheim 
zum kommunalen Initiativrecht kom
men. Letzte Woche haben die SP und 
die Gruppierung Frischluft in Arlesheim 
bekannt gegeben, dass sie die Unter
schriftensammlung, die dafür nötig ist, 
bereits gestartet haben. Es gehe darum, 
der Bevölkerung ein zusätzliches direkt
demokratisches Mittel in die Hand zu 
geben, sagt Felix Eichenlaub, Vor
standsmitglied der SP Arlesheim und 
treibende Kraft hinter der Unter
schriftensammlung. 

Die kommunale Initiative sei eine 
geeignete Ergänzung zum Referendum 
auf Gemeindeebene. In Arlesheim sind 
500 Unterschriften notwendig. 
Gesammelt werde derzeit erst einmal 
parteiintern, sagt Eichenlaub. Man 
habe aber vor, am kommenden Herbst-

markt zwecks Unterschriftensammlung 
präsent zu sein. 

Gegen die Einführung des kommu
nalen Initiativrechts war ursprünglich 
die Baselbieter Regierung. Dieses Recht 
«würde die Gemeindeversammlung 
schwächen und die Beteiligung an ihr 
weiter verringern», schrieb sie zu einem 
entsprechenden Vorstoss von SP-Land
rätin Christine Koch. Auch im Parla
ment gab es kritische Stimmen: «Direkte 
Demokratie heisst aufstehen und das 
Wort ergreifen, wenn man etwas will», 
machte sich Andi Trüssel (SVP) anläss
lich der Behandlung im Landrat im 
März 2015 für das Modell Gemeinde
versammlung stark. Dennoch hiess das 
Parlament die Motion von Koch mit 
52 gegen 24 Stimmen gut. Die 
Befürworter argumentierten, dass es 
sich um eine Kann-Formulierung han
delt und jede Gemeinde selber ent
scheiden könne, ob sie das Initiativrecht 
einführen will. 

Auch Daniel Schwörer, Leiter der 
kantonalen Stabsstelle Gemeinden, 
erachtet das kommunale Initiativrecht 
als eine gute Ergänzung zu den 
Gemeindeversammlungen, an denen 
jeweils nur ein kleiner Bruchteil der 
Stimmbürger teilnimmt. «Wenn es jetzt 
bereits in drei Gemeinden Aktivitäten 
zur Einführung dieses Initiativrechts 

gibt, deutet das darauf hin, dass ein 
echtes Bedürfnis nach diesem neuen 
Instrument besteht», sagt Schwörer. 
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